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Stand: 2. Februar 2010 

Zusatzbeiträge - Fragen und Antworten 
 

 

1. Warum gibt es Zusatzbeiträge bzw. warum müssen einige Krankenkassen Zusatzbei-
träge erheben, andere aber nicht? 

 

Kassenindividuelle Zusatzbeiträge sollen nach den rechtlichen Vorgaben des GKV-

Wettbewerbsstärkungsgesetzes ein zusätzliches Wettbewerbsinstrument für die Krankenkas-

sen sein. Sie sind ein transparentes Preissignal für die Versicherten. Die Erhebung von Zu-

satzbeiträgen ist Teil der Konstruktion des Gesundheitsfonds, der in der letzten Legislturperi-

ode und damit auch von der SPD beschlossen wurde. 

 

Seit Einführung des Gesundheitsfonds zum 1. Januar 2009 bestimmen die Krankenkassen 

nicht mehr selbst über den Beitragssatz. Dieser wird einheitlich von der Bundesregierung 

festgelegt. Die eingezogenen Beiträge sowie Steuermittel werden im Gesundheitsfonds ge-

sammelt und nach gesetzlich festgelegten Vorgaben an die Krankenkassen verteilt. 

 

Der Beitragssatz in der gesetzlichen Krankenversicherung wird erst dann erhöht, wenn die 

Fondseinnahmen 2 Jahre in Folge weniger als 95 Prozent der Ausgaben der gesetzlichen 

Krankenversicherung decken. 

 

Erzielen Krankenkassen durch ihr Versorgungs- und Ausgabenmanagement Überschüsse 

und haben sie die gesetzlich vorgesehenen Finanzreserven aufgebaut, können sie diese 

Überschüsse in Form von Prämien an ihre Mitglieder ausschütten. 

 

Kommt eine Krankenkasse mit den ihr zugewiesenen Mitteln nicht aus, muss sie Effizienzre-

serven erschließen; reicht auch dies nicht aus, erhebt sie von ihren Mitgliedern einen Zusatz-

beitrag. 

 

2. Wie gestaltet eine Krankenkasse den Zusatzbeitrag? 
 

Die Krankenkassen können den Zusatzbeitrag prozentual oder als festen Euro-Betrag festle-

gen. 

 

Hinsichtlich der Fälligkeit und der Zahlung des Zusatzbeitrags haben die Krankenkassen ei-

nen weiten Handlungsspielraum. Sie können zum Beispiel die Fälligkeit auch anders als  
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monatlich festlegen oder Skonti bei der Vorauszahlung des Zusatzbeitrags gewähren. 

 

Die entsprechenden Regelungen zur Festsetzung, Fälligkeit und Zahlung des Zusatzbeitrags 

müssen in der Satzung einer Krankenkasse enthalten sein. Die Satzungsregelungen sind 

vorab durch die zuständige Aufsichtsbehörde zu genehmigen. 

 

Die Krankenkassen werden über den Zusatzbeitrag durch Einzelschreiben oder z.B. durch ih-

re Mitgliederzeitschriften informieren. 

 

3. Welche Einkommensarten werden bei der Berechnung des prozentualen Zusatzbei-
trags berücksichtigt? 
 

Wird der Zusatzbeitrag prozentual erhoben, sind jeweils die Einnahmen des Mitglieds 

zugrunde zu legen, nach denen auch der „allgemeine“ Krankenversicherungsbeitrag bemes-

sen wird (z.B. Arbeitsentgelt, Renten oder Versorgungsbezüge).  

 

4. Müssen die Zusatzbeiträge von allen Versicherten gezahlt werden? 
 

Zusatzbeiträge sind grundsätzlich von allen Mitgliedern der betreffenden Krankenkasse zu 

zahlen. Im Umkehrschluss unterliegen alle Personen, die nicht über einen Mitgliedsstatus 

verfügen (z.B. Familienversicherte oder der Personenkreis nach § 264 SGB V), nicht der Bei-

tragspflicht. 

 

Auch Bezieher von Leistungen nach dem SGB II (ALG II und Sozialgeld) haben Zusatzbeiträ-

ge als Mitglieder selbst zu zahlen. Über das Sonderkündigungsrecht ist grundsätzlich sicher-

gestellt, dass Mitglieder eine finanzielle Mehrbelastung vermeiden können. 

 

Für die Fälle, in denen der Wechsel einer Krankenkasse jedoch eine besondere Härte darstel-

len würde, kann die Bundesagentur für Arbeit (BA) den Zusatzbeitrag auch für Bezieher von 

ALG II und Sozialgeld übernehmen. Nicht zumutbar kann ein Krankenkassenwechsel z.B. 

dann sein, wenn ein Mitglied aufgrund eines speziellen Behandlungsprogramms oder einer 

besonderen Versorgungsform, die nur seine Krankenkasse anbietet, ein nachvollziehbares In-

teresse hat, bei dieser Krankenkasse Mitglied zu bleiben. 

 

Mitglieder, die Sozialhilfe oder Grundsicherung im Alter erhalten, tragen den Zusatzbeitrag 

nicht selbst. Wenn die Krankenkasse einen Zusatzbeitrag erhebt, übernimmt diesen der Sozi-

alhilfeträger.  
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Ausnahmen vom Grundsatz der alleinigen Tragung gelten zudem für pflichtversicherte behin-

derte Menschen in (Blinden-) Werkstätten oder in Anstalten, Heimen oder gleichartigen Ein-

richtungen. Hier wird der Zusatzbeitrag grundsätzlich vom Träger der Einrichtung getragen.  

 

5. Gibt es eine Obergrenze für Zusatzbeiträge? 
 

Um die Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung finanziell nicht zu überfordern, darf 

der monatliche Zusatzbeitrag (derzeit) ein Prozent des beitragspflichtigen Einkommens nicht 

übersteigen. Davon abweichend wird der Zusatzbeitrag bis zu einem Betrag von bis zu acht 

Euro ohne Einkommensprüfung erhoben. 

 

Unter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze (2010: 3.750,- Euro) beträgt der Zu-

satzbeitrag maximal 37,50 Euro. 

 

6. Warum gibt es bis zu einem Betrag von 8 Euro keine Härtefallprüfung?  
 

Die erst bei Zusatzprämien ab 8 Euro vorgesehene Einkommensprüfung dient dazu, verwal-

tungsaufwendige Härtefallprüfungen bei den Krankenkassen zu vermeiden.  

 

7. Was geschieht, wenn ein pauschaler Zusatzbeitrag von mehr als acht Euro erhoben 
wird, dieser aber höher ist als 1 Prozent der beitragspflichtigen Einnahmen? 

 

Wird ein pauschaler Zusatzbeitrag von mehr als acht Euro erhoben, wird eine finanzielle Über-

forderung des Mitglieds von der Krankenkasse nicht generalisierend bzw. von Amts wegen 

geprüft, denn oft sind der Krankenkasse die aktuellen beitragspflichtigen Einnahmen ihrer Mit-

glieder nicht bekannt. Eine Prüfung der beitragspflichtigen Einnahmen im Rahmen der Härte-

fallregel erfolgt daher grundsätzlich auf Antrag des Mitglieds. 

 

8. Ist die Zahlung eines Zusatzbeitrags zeitlich begrenzt? 
 

Zusatzbeiträge sind so lange zu zahlen, wie es die finanzielle Situation der einzelnen Kran-

kenkasse erfordert. Eine generelle zeitliche Begrenzung zur Zahlung von Zusatzbeiträgen gibt 

es nicht. 
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9. Ist die Erhebung von Zusatzbeiträgen für die Krankenkassen nicht sehr verwaltungs-
aufwendig? 

 
Im Hinblick auf die anfallenden Verwaltungskosten ist davon auszugehen, dass von einer Er-

hebung von Zusatzbeiträgen betroffene Krankenkassen sämtliche Möglichkeiten eines effi-

zienten Einzugs solcher Beiträge prüfen und realisieren werden. Über Skonto bei Vorabzah-

lung oder quartalsweiser Festlegung ist ein kostengünstiger Einzug möglich. Im Übrigen 

müssen die Krankenkassen ohnehin vermehrt Einzelkonten der Versicherten z.B. wegen 

Wahltarifen führen. Der Verwaltungsaufwand wegen Zusatzbeiträgen hält sich daher in ver-

nünftigen Grenzen. 

 

Der Einzug des Zusatzbeitrags erfolgt durch Lastschrifteinzug beim Mitglied oder durch 

Überweisung des Mitglieds selbst. Ein Einzug im so genannten Quellenabzugsverfahren, also 

durch den Arbeitgeber oder andere Dritte ist gesetzlich nicht vorgesehen. 

 

10. Personen mit niedrigen Einkommen werden durch einen pauschalen Beitrag von 
8 Euro verhältnismäßig mehr belastet als finanziell besser gestellte Mitglieder. Warum 
gibt es keinen Sozialausgleich?  

 

Erhebt eine Krankenkasse einen Zusatzbeitrag, besteht für die betroffenen Mitglieder ein Son-

derkündigungsrecht. Wird dieses Sonderkündigungsrecht rechtswirksam ausgeübt, endet die 

Mitgliedschaft mit Ablauf des auf die Kündigung folgenden übernächsten Kalendermonats. Zu-

satzbeiträge sind von den Mitgliedern nicht zu zahlen. Damit besteht die Möglichkeit, den Zu-

satzbeitrag zu vermeiden. Ein Sozialausgleich besteht bisher nicht. Im Rahmen der Reform-

diskussion, die zu einkommensunabhängigen Finanzierungselementen führen wird, ist der So-

zialausgleich allerdings ein zentrales Thema. 

 

11. Gilt das Sonderkündigungsrecht auch, wenn ich in einem Wahltarif (Chroniker-
Programm, Hausarztmodell, etc.) eingeschrieben bin? 

 

Nein, Versicherte, die an einem Wahltarif teilnehmen, sind für 3 Jahre an ihre Krankenkasse 

gebunden. Während dieser 3-jährigen Bindungsfrist gilt für das Sonderkündigungsrecht nicht. 

 

12. Welche Konsequenzen hat die Nicht-Zahlung der Zusatzbeiträge? 
 

Zahlen Mitglieder den Zusatzbeitrag ihrer Krankenkasse nicht, werden ab einem Gesamtbe-

trag rückständiger Zusatzbeiträge in Höhe von 50 Euro Säumniszuschläge erhoben. 
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Werden die Beiträge trotz Mahnung (weiterhin) nicht gezahlt, können die Forderungen der 

Krankenkassen von den Vollstreckungsstellen der Bundesfinanzverwaltung (Hauptzollämter) 

vollstreckt werden. 

 

13. Muss die 1  Prozent- Grenze bei Zusatzbeiträgen verändert werden? 
 

Die Belastungsgrenze für die Mitglieder in Höhe von 1 Prozent der beitragspflichtigen Ein-

nahmen führt dazu, dass das Finanzvolumen, das eine Krankenkasse aus Zusatzbeiträgen 

generieren kann, beschränkt ist.  

 

Im Jahre 2010 wird auch wegen des zusätzlichen Bundeszuschusses von 3,9 Milliarden Euro 

ein ausreichendes Finanzvolumen zur Verfügung stehen, so dass die 1 Prozent-Regelung 

nicht modifiziert werden muss. Derjenige Teil der Ausgaben der Krankenkassen, der über 

mehr Effizienz bzw. Zusatzbeiträge gedeckt werden muss, ist mit den bestehenden Mecha-

nismen umsetzbar. Jedoch fehlt bisher ein Sozialausgleich. Dieser ist ein zentrales Element 

der künftigen Reformüberlegungen. 

 

14. Anstatt Zusatzbeiträge zu erheben, könnte man doch den allgemeine Beitragssatz 
anheben. Was versteht man in diesem Zusammenhang unter der oft genannten De-
ckungslücke von 5 Prozent? 

 

Die Beiträge in der gesetzlichen Krankenversicherung werden nach einem einheitlichen Bei-

tragssatz bemessen. Eine Anhebung des allgemeinen Beitragssatzes ist gesetzlich erst dann 

zwingend vorgesehen, wenn die Deckungsquote der zu erwartenden Ausgaben im Vergleich 

zu den erwartenden Einnahmen des Gesundheitsfonds in zwei aufeinanderfolgenden Jahren 

einen Wert von 95 Prozent unterschreitet. 

 

Dies ist auf Basis der aktuellen Schätzergebnisse derzeit nicht der Fall. 

 

Im Jahr 2010 ergibt sich nach den Prognosen des Schätzerkreises - ohne den konjunkturbe-

dingten Bundeszuschuss - eine Deckungslücke der zu erwartenden Ausgaben im Vergleich 

zu den erwartenden Einnahmen des Gesundheitsfonds für Zuweisungen in Höhe von rund 

7,9 Mrd. Euro. Dies entspricht einer Deckungsquote von 95,5 Prozent.  

 

Unter Berücksichtigung des konjunkturbedingten Bundeszuschusses in Höhe von 3,9 Mrd. 

Euro entspricht die Deckungsquote 97,7 Prozent. 
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15. Bleibt der Zusatzbeitrag auch künftig als Finanzierungselement bestehen? 
 

Die noch einzusetzende Regierungskommission wird ein dauerhaft tragfähiges Konzept zur 

künftigen Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung erarbeiten. Es wird ein schritt-

weiser Prozess mit Übergangslösungen erarbeitet werden; Ziel ist der Einstieg in ein System 

mit einkommensunabhängigen Finanzierungselementen, die sozial ausgeglichen werden. 

Dies ist gerechter als der bisherige, lediglich im System begrenzte Solidarausgleich. 

 

Basierend auf den nach geltendem Recht von der großen Koalition eingeführten Zusatzbei-

trägen ist eine auf Arbeitnehmer-Seite einkommensunabhängige Finanzierung das Ziel. Dies 

ist untrennbar verbunden mit einem steuerfinanzierten Sozialausgleich. 

 

16. Kann ich die Mehrkosten für meinen Zusatzbeitrag steuerlich absetzen? 
 

 Ja, die Zusatzbeiträge sind - wie übrige Krankenversicherungsbeiträge - im Rahmen des 

Sonderausgabenabzugs steuerlich absetzbar.  

 

17. Sind auch private Krankenversicherungen von Beitragssteigerungen betroffen? 
 

Ja, auch in der privaten Krankenversicherung gibt es angesichts steigender Ausgaben für 

die medizinische Versorgung Prämienerhöhungen, deren Höhe zwischen den Versicherern 

und Tarifen allerdings stark differiert.  

 


